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Neues Hundegesetz irritiert 
Kampfhunde Kein schweizweites Verbot von gefährlichen Rassen 

Die Politik will ein nationales
Hundegesetz einführen.
Obwohl dieses auf ein Verbot
von bestimmten Rassen ver-
zichtet, sollen Kantone ihre
zum Teil restriktiveren Mass-
nahmen beibehalten können.

JESSICA PFISTER

Für Gieri Bolliger, Geschäftsleiter
der Stiftung Tier im Recht (TIR), ist
das neue Hundegesetz «kein grosser
Wurf». Er ist zwar froh, dass sich die
Wissenschaftskommission (WBK)
des Nationalrats gestern in Bern ge-
gen ein Verbot von gefährlichen
Rassen, wie Pitbulls, ausgesprochen
hat. Dass Kantone, die heute restrik-
tivere Bestimmungen als das ge-
plante Bundesgesetz anwenden,
diese auch künftig anwenden dür-
fen, ist ihm jedoch ein Dorn im
Auge: «Eigentlich war das Ziel, das
Durcheinander bei der Hundege-
setzgebung in den Kantonen durch
eine Bundeslösung zu entwirren –
nun hat man statt einer 27 Lösun-
gen.» So könnte beispielsweise das
Wallis weiterhin Rottweiler verbie-
ten, während Zürich diese erlaubt.

Oskar Freysinger (SVP/VS), der
gestern in Bern das neue Gesetz prä-
sentierte, sieht diese Problematik
nicht: «Ich bin überzeugt, dass diese
Kantone mit der Zeit auf die Bun-
deslösung einschwenken werden.»
In Deutschland habe man eine ähn-
liche Entwicklung feststellen kön-
nen. «Zudem mussten wir eine
mehrheitsfähige Lösung finden, die
beim Volk nicht durchfällt», er-
gänzt der SVP-Nationalrat. Dass sich
die Kommission gegen ein Verbot
von gefährlichen Hunden ausge-
sprochen hat, habe mit den ableh-
nenden Vernehmlassungsresulta-

ten zu tun. «Bei 60 Prozent Misch-
lingen ist ein Verbot einzelner Ras-
sen problematisch», sagt Freysinger.
Mit diesem Entscheid hat die Politik
einmal mehr ihren Kurs in Sachen
Hundegesetz geändert, wie der fol-
gende Überblick zeigt:  

Dezember 2005 Am 1. Dezember
2005 wird in Oberglatt ZH der
sechsjährige Süleymann von drei
Pitbulls angefallen und zu Tode ge-
bissen. Einen Tag später gibt Bun-
desrat Joseph Deiss dem Bundes-
amt für Veterinärwesen den Auf-
trag, das Gesetz zu verschärfen.

Januar 2006 Das Bundesamt für
Veterinärwesen präsentiert das von
Deiss in Auftrag gegebene Mass-
nahmenpaket «Gefährliche Hun-
de». Das Paket sieht ein schweizwei-

tes Verbot von Haltung und Zucht
von Pitbulls vor. Für 13 weitere «po-
tenziell gefährliche» Hunderassen
soll es künftig eine Bewilligung
brauchen. 

März 2006 Joseph Deiss muss im
Namen der Regierung kleinlaut
verkünden, dass für ein Hundever-
bot die Kantone zuständig seien.

Mai 2006 Der Bundesrat führt auf
den 2. Mai eine Meldepflicht für
Bissverletzungen und für aggres-
sive Hunde ein. 

August 2006 Die WBK des Stände-
rats unterstützt die parlamentari-
sche Initiative von Nationalrat
Pierre Kohler (CVP/Jura), die ein Ver-
bot der Haltung von Pitbulls und an-
deren Kampfhunderassen verlangt.

April 2007 Die WBK-Nationalrat ver-
abschiedet einen Verfassungs- und
einen Gesetzestext. Die Kommissi-
on will einen Kriterienkatalog, mit
dem Hunde als harmlos, gefährlich
oder sehr gefährlich eingestuft wer-
den können. In jedem Fall verboten
würden Pitbull-Kampfhunde.

Juni 2007 Start von zwei Vernehm-
lassungen zu Massnahmen gegen
gefährliche Hunde: Einerseits geht
es um strengere Haltungsbestim-
mungen, andererseits um ver-
schärfte Haftungsregelungen.

Nach gut drei Jahren kommt das
neue Hundegesetz nun ohne Ras-
senverbot in den Nationalrat. Da
die Vorlage auch eine Verfassungs-
änderung umfasst, wird das Volk
das letzte Wort haben.

Es lohnt sich,
Kinder zu bilden
Unesco-Studie Chancen
nutzen im Vorkindergartenalter
Was ist eine «glückliche Kindheit»? In der
Schweiz sind noch viele der Meinung, «Schu-
le» und «Bildung» gehörten sicher nicht da-
zu. Es kommt darauf an, wie man die Begrif-
fe versteht. Frühkindliche Bildung bedeute
nicht «Vorverlegung schulischer Inhalte»,
sagt Margrit Stamm, Professorin an der Uni-
versität Freiburg und Verfasserin einer
Grundlagenstudie zur «Frühkindlichen Bil-
dung in der Schweiz», die im Auftrag der
Schweizerischen Unesco-Kommission er-
stellt wurde. Richtig verstanden meint
«frühkindliche Bildung» die «bewusste Anre-
gung der kindlichen Aneignungstätigkeit
durch Erwachsene». Also nicht den Chine-
sisch-Kurs oder den Violinunterricht mit
drei Jahren, sondern den angeborenen
Drang des Kleinkinds, sich Wissen anzueig-
nen und sich ein Bild der Welt zu machen.

Dazu braucht es eine geschützte Umge-
bung mit Anregungen. Wer kann heute noch
einen Raum anbieten zum Basteln, wo es
auch dreckig zugehen kann? Wo finden Kin-
der Ruhe und wo den Raum zum Bewegen?

Im Kindergarten ist es zu spät
Die Schweiz macht zu wenig in diesem

Bereich. Lediglich 0,2 Prozent des BIP wer-
den für die Kinderbetreuungseinrichtungen
ausgegeben (Norwegen 0,8, Deutschland
0,59, Dänemark 2,3). Es fehlt auch nicht nur
an Geld. Die Bildungstraditionen in den
Kantonen sind ziemlich verschieden, sodass
kaum brauchbare Statistiken existieren.
Auch die Ausbildung der Betreuerinnen in
allen drei Bereichen Bildung, Betreuung
und Erziehung muss verbessert werden.

Warum sollten wir investieren? Die
frühe Kindheit ist der Schlüssel zum Lebens-
erfolg. Im Kindergartenalter ist es zu spät,
Handicaps lassen sich nicht mehr aufholen.
Besonders Kinder aus unterprivilegierten,
bildungsfernen Familien verpassen hier
Chancen. Ein voll ausgebautes Konzept
bringt nicht nur volkswirtschaftliche Vor-
teile, sondern verbessert die Situation für
Familien mit berufstätigen Eltern. (CHB)

PITBULLS Schweizweit nicht verboten, in einigen Kantonen jedoch schon. REU
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Update

BASELLAND/BASEL-STADT: Kein
Rassenverbot. Haltebewilligung
von «potenziell» gefährlichen
Hunden.
BERN: Kennt kein richtiges Hunde-
gesetz, nur einen Steuererlass.
Wartet eine Bundeslösung ab. 
SOLOTHURN: Das Halten be-
stimmter Hunderassen bedarf
einer Bewilligung. 
AARGAU: Gesetz in der Vernehm-
lassung. Kein Rassenverbot, aber
Bewilligungspflicht von gefähr-
lichen Hunden geplant.
ZÜRICH: Per 1. Januar 2010 sind
Hunde der Rassen American Pitbull
Terrier, American Staffordshire Ter-
rier, Bullterrier und Staffordshire
Bull Terrier sowie deren Kreuzun-
gen im ganzen Kanton verboten.
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